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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Maxi-
milian Deisenhofer, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, Anna Toman, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen VI – Verzicht auf Erklärung zur 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit bei Erteilung von Lehraufträgen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Hochschulen bei der Erteilung von Lehrauf-
trägen von der Einholung einer „Erklärung zur wirtschaftlichen Unabhängigkeit“ zu ent-
binden und andere Lösungswege zu suchen, um die Sicherstellung des nebenberufli-
chen Charakters von Lehraufträgen zu gewährleisten. 

 

 

Begründung: 

Ein entscheidender Teil der Lehre an staatlichen bayerischen Hochschulen wird durch 
Lehrbeauftragte geleistet. Ohne diese Unterstützung wäre das Angebot der Lehre 
vielerorts nicht aufrecht zu erhalten. Die Arbeitsbedingungen dieser Lehrbeauftragten 
ist weitestgehend prekär: die Vor- und Nachbereitungszeit wird nicht bezahlt und es 
besteht weder Anspruch auf Lohnfortzahlung, Urlaub, Kündigungsschutz oder Mindest-
lohn, noch eine Sozialversicherungspflicht. Dennoch sind viele Lehrbeauftragte auf-
grund von Mangel an Dauerstellen, sowie Aufstiegs- und Entwicklungsperspektiven auf 
Lehraufträge angewiesen. Für viele stellen Lehraufträge die primäre Einkommensquelle 
dar; von einer reinen nebenberuflichen Tätigkeit, wie dies Art. 2 Abs. 2 Nr. 3 des  
Bayerisches Hochschulpersonalgesetz (BayHSchPG) vorsieht, kann in vielen Fällen 
nicht ausgegangen werden. 

Die Einholung der „Erklärung zur wirtschaftlichen Unabhängigkeit“ ist daher weder ein 
adäquates, noch erfolgreiches Mittel, um die Durchsetzung von Art. 2 Abs. 2 Nr. 3 des 
BayHSchPG zu gewährleisten. Die Verantwortung wird auf diese Weise an die Hoch-
schulen und insbesondere an die Lehrbeauftragten, die in einem öffentlich-rechtlichen 
Rechtsverhältnis zum Freistaat Bayern stehen, weitergereicht. 

Ziel des Antrags ist, einen Verzicht auf die Einholung der „Erklärung zur wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit“ zu erreichen und die Staatsregierung anzuregen, adäquate Mittel zu 
finden, den nebenberuflichen Charakter von Lehraufträgen zu gewährleisten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/2654 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen VI - Verzicht auf Erklärung zur 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit bei Erteilung von Lehraufträgen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Verena Osgyan 
Mitberichterstatter: Prof. Dr. Winfried Bausback 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 17. Sitzung am  
9. Oktober 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag in seiner 
16. Sitzung am 26. November 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Robert Brannekämper 
Vorsitzender 

 



 

18. Wahlperiode 05.12.2019 Drucksache 18/5264 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Gisela 
Sengl, Maximilian Deisenhofer, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, 
Anna Toman, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Drs. 18/2654, 18/4947 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen VI – Verzicht auf Erklärung zur 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit bei Erteilung von Lehraufträgen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Das an Nummer 1 der Liste stehende Konsultationsverfahren der Europäischen Union 

betreffend "Stadtverkehr – Evaluierung von EU-Maßnahmen" wurde vom Ausschuss 

für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen am Dienstag 

endberaten. Der Ausschuss schlägt dazu die auf der Drucksache 18/5167 aufgeführte 

Stellungnahme vor. Die Beschlussempfehlung wurde für Sie aufgelegt.

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 20, 21 und 28 der Liste. Das 

sind die Anträge der AfD-Fraktion betreffend "Nennung der Nationalität von Tatver-

dächtigen in polizeilichen Pressemeldungen" auf Drucksache 18/3889, "Zahlen der per 

Flugzeug einreisender Asylbewerber wieder öffentlich zugänglich machen!" auf Druck-

sache 18/3890 und "Anhörung zur wirtschaftlichen Nutzbarmachung kerntechnischer 

Nebenprodukte" auf Drucksache 18/4082. Der Aufruf der Anträge erfolgt, soweit zeit-

lich noch möglich, nach dem Tagesordnungspunkt 10, der Zweiten Lesung zu den An-

passungen im Beamtengesetz.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegenden Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

Enthaltung der beiden fraktionslosen Abgeordneten Swoboda und Plenk ist dem so 

entsprochen.
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